
11 . 3 . 76 Nr. L 63/ 1Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften

I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

ENTSCHEIDUNG Nr. 528/76/EGKS DER KOMMISSION

vom 25 . Februar 1976

über das gemeinschaftliche System von Maßnahmen der Mitgliedstaaten
zugunsten des Steinkohlenbergbaus

Diese Entscheidung ergeht

auf Grund des Vertrages über die Gründung der Euro­
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl , insbeson­
dere der Artikel 2 bis 5, 46, 47, 67, 68 und 95 Absätze
1 und 2,

nach Anhörung des Beratenden Ausschusses und mit
einstimmiger Zustimmung des Rates

und beruht auf folgenden Erwägungen :

Die Ereignisse auf dem Weltmarkt für Energie und
insbesondere für Erdöl seit 1973 haben für den Stein­
kohlenbergbau der Gemeinschaft eine neue Lage ge­
schaffen . Es sind nicht nur bedeutsame Probleme der
Sicherheit der Energieversorgung der Gemeinschaft
aufgeworfen worden , sondern es sind auch die Preise
für Einfuhrenergie sprunghaft angestiegen , woraus
sich zwar eine Verbesserung der Wettbewerbslage der
Unternehmen des Steinkohlenbergbaus ergeben hat,
die jedoch durch die wirtschaftliche Regression erneut
beeinträchtigt worden ist .

Die Notwendigkeit einer langfristig gesicherten Ener­
gieversorgung der Gemeinschaft muß die Mitgliedstaa­
ten veranlassen , den Grad ihrer Abhängigkeit von
Energieeinfuhren so weit wie möglich zu verrin­
gern (5). Für den Steinkohlenbergbau der Gemein­
schaft gelten in Anbetracht dieser neuen Lage die fol­
genden Orientierungen (6) :

— Aufrechterhaltung der Gesamtsteinkohlenförde­
rung in der Gemeinschaft unter Berücksichtigung
der natürlichen und technischen Gegebenheiten
in den einzelnen Förderrevieren und unter zufrie­
denstellenden wirtschaftlichen Bedingungen ;

— Bemühungen zur Erhaltung oder Wiedergewin­
nung der Wettbewerbsfähigkeit des Steinkohlen­
bergbaus durch Produktivitätserhöhung, Rationali­
sierung und Kostensenkung ;

— aktive Arbeitskräftepolitik ;

— Aktivierung der Investitionstätigkeit zur Erweite­
rung vorhandener oder Schaffung neuer Förderka­
pazitäten in den dafür geeigneten Revieren .

Hinsichtlich der Ertragslage des Steinkohlenbergbaus
ist festzustellen , daß zwar Verbesserungen eingetreten
sind, so daß viele Reviere bzw. Unternehmen die Ren

I

Die strukturellen Wandlungen des Energiemarktes
Ende der fünfziger Jahre hatten die Mitgliedstaaten
veranlaßt, am 21 . April 1964 das Protokoll eines Ab­
kommens betreffend die Energiefragen abzuschlie­
ßen ( 1 ). Gemäß Ziffer 1 1 dieses Protokolls und auf
Grund des Artikels 95 Absätze 1 und 2 des Vertrages
hatte die Hohe Behörde am 17. Februar 1965 die Ent­
scheidung Nr. 3/65 über das gemeinschaftliche Sy­
stem von Maßnahmen der Mitgliedstaaten zugunsten
des Steinkohlenbergbaus (2) erlassen . Diese Entschei­
dung, die durch die Entscheidung Nr. 27/67 der Kom­
mission (3 ) verlängert worden war, trat am 31 . Dezem­
ber 1970 außer Kraft.

Eine Untersuchung über die wirtschaftlichen Bedin­
gungen, unter denen die Förderung und der Absatz
von Gemeinschaftskohle im Jahre 1970 erfolgten ,
hatte gezeigt, daß die Schachtanlagen vieler Reviere
der Gemeinschaft trotz der großen Rationalisierungs­
anstrengungen, die unternommen worden waren,
nicht lebensfähig waren . Nach Anhörung des Beraten­
den Ausschusses und mit einstimmiger Zustimmung
des Rates erließ die Kommission daher am 22 . Dezem­
ber 1970 die Entscheidung Nr. 3/71 (4) ; diese Ent­
scheidung trat am 31 . Dezember 1975 außer Kraft .

(•) ABl . Nr. 69 vom 30. 4 . 1964, S. 1099/64 .
(2) ABl . Nr. 31 vom 25. 2. 1965, S. 480/65.
(3 ) ABl . Nr. 261 vom 28 . 10 . 1967, S. 1 .

(5 ) „Gemeinschaftliche Energiepolitik ; Ziele für 1985" (KOM
(74) 1960 endg.).

( b) Mittelfristige Orientierung für Kohle 1975-1985", ABl . Nr.
C 22 vom 30 . 1 . 1975 .(4) ABl . Nr. L 3 vom 5. 1 . 1971 , S. 7 .
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ren Industrien zurückgeht . Unter den gegenwärtigen
Verhältnissen genügt es, eine Koordinierung der zu
diesem Zweck ergriffenen Maßnahmen vorzusehen .
Der Vertrag hat für eine solche Koordinierung keine
Aktionsmittel vorgesehen . Angesichts dieses nicht vor­
gesehenen Falles ist es zulässig, auf die Bestimmun­
gen des Artikels 95 Absatz 1 des Vertrages zurückzu­
greifen .

Nach dem Vertrag ist Vorsorge zu treffen für die Schaf­
fung, Aufrechterhaltung und Beachtung normaler
Wettbewerbsbedingungen . Infolge der Regression der
Steinkohlenförderung in den vergangenen Jahrzehn­
ten liegen auf den Unternehmen Lasten , die anomal
und unterschiedlich sind und daher den normalen
Wettbewerb verfälschen können . Staatliche Zuschüsse
zur Finanzierung solcher Lasten mit dem Ziel einer
teilweisen oder integralen Abdeckung können als ver­
einbar mit dem Gemeinsamen Markt angesehen wer­
den, insoweit die Kontrolle der Kommission gesichert
ist und die betreffenden Kategorien der Altlasten defi­
niert sind . Die für die Finanzierung der Sozialleistun­
gen zutreffenden Gesichtspunkte gelten hier entspre­
chend .

Aus diesen Gründen ist es notwendig, ein neues ge­
meinschaftliches System von Beihilfen zugunsten des
Steinkohlenbergbaus zu schaffen, um jederzeit die Er­
reichung der vorstehend genannten Ziele gewährlei­
sten zu können . Der Vertrag stellt der Kommission
keine spezifischen Aktionsmittel zur Verfügung, um
ein derartiges System einzuführen . Angesichts dieses
nicht vorgesehenen Falles muß daher auf die Bestim­
mungen des Artikels 95 Absatz 1 zurückgegriffen wer­
den, um die Verwirklichung der in den Eingangsarti­
keln des Vertrages genannten Ziele sicherstellen zu
können .

II

Ein solcher Rückgriff auf Artikel 95 Absatz 1 des Ver­
trages muß sich in den allgemeinen Rahmen zur Defi­
nition einer gemeinsamen Energiepolitik einfügen .
Ausgehend von der neuen energiewirtschaftlichen
Lage hat der Rat auf seiner Sitzung am 17. Dezember
1974 (') unter anderem festgestellt,
— daß das wirtschaftliche Gleichgewicht der Gemein­
schaft und die Entwicklung des wirtschaftlichen
und sozialen Fortschritts unter den derzeitigen
unvorhersehbaren Bedingungen des Weltmarktes
gestört werden , wenn die Gemeinschaft auch wei­
terhin in hohem Grade von Energieträgern, insbe­
sondere Erdöl , abhängig bleibt, die aus Drittlän­
dern eingeführt werden ; deshalb ist eine weitest
mögliche Reduzierung ihrer Abhängigkeit notwen­
dig,

— daß die Gesamtsteinkohlenförderung der Gemein­
schaft auf ihrem derzeitigen Niveau unter zufrie­
denstellenden wirtschaftlichen Bedingungen auf­
rechterhalten werden sollte .

tabilitätsschwelle erreichen konnten , wenn man die
Lasten , die nach den Schließungen von Schachtanla­
gen in den vergangenen Jahren noch verblieben sind
(Altlasten), nicht berücksichtigt . Es bestehen aber auch
noch unrentable Schachtanlagen , deren Schließung in
der Zukunft wahrscheinlich ist, wobei aber ein ange­
messener Schließungsrhythmus zur Vermeidung wirt­
schaftlicher und sozialer Schwierigkeiten in den betrof­
fenen Gebieten eingehalten werden muß .

Unter den gegebenen Umständen ist nicht vorausseh­
bar, ob und inwieweit in Zukunft an der gegenwärti­
gen finanziellen Lage des Steinkohlenbergbaus Ände­
rungen infolge der Entwicklung seiner Förderkosten
und der Preise der Wettbewerbsenergien eintreten
könnten .

Es ist daher nicht sicher, daß die zukünftige finan­
zielle Lage es dem Steinkohlenbergbau ermöglichen
wird, die oben erwähnten Orientierungen aus eigener
Kraft zu verwirklichen . Würde man unterstellen , daß
die Mitgliedstaaten jede Beihilfegewährung an den
Steinkohlenbergbau einstellen , so wäre die kurzfristige
Schließung unrentabler Schachtanlagen unvermeidbar
und die Erreichung des Zieles der langfristigen Stabili­
sierung der Förderung in Frage gestellt . Eine solche
Entwicklung würde

— die Verwirklichung des in Artikel 2 Absatz 2 des
EGKS-Vertrags genannten grundsätzlichen Zieles
unmöglich machen und besoriders auch die im
gemeinsamen Interesse und im Hinblick auf die
Ziele des Artikels 3 c), d), e) und g) des Vertrages
unternommenen Bemühungen zur Rationalisie­
rung des Steinkohlenbergbaus beeinträchtigen ;

— für die Energieversorgung der Gemeinschaft Fol­
gen haben, die im Widerspruch zu Artikel 3 a) des
Vertrages stehen ;

— außerdem die Gefahr heraufbeschwören , daß
schwere Störungen in den wirtschaftlichen und
sozialen Verhältnissen einiger Bergbaugebiete der
Gemeinschaft entstehen .

Nach dem EGKS-Vertrag haben die Mitgliedstaaten
ihre Zuständigkeit behalten , Änderungen an der Fi­
nanzierung der Sozialleistungen vorzunehmen, jedoch
mit der Maßgabe, daß die Kommission eine Interven­
tionsmöglichkeit hat, wenn sie feststellt, daß die von
den Mitgliedstaaten vorgenommenen Änderungen
dazu geeignet sind, die Wettbewerbsbedingungen auf
dem Gemeinsamen Markt zu verfälschen . Staatliche
Zuschüsse zur Finanzierung der Sozialleistungen zu
dem Zweck eines Ausgleichs anomaler Lasten , die in­
folge der Regression auf dem Steinkohlenbergbau lie­
gen, können als vereinbar mit dem Gemeinsamen
Markt angesehen werden . Dies ist insbesondere der
Fall , insoweit staatliche Maßnahmen bewirken , daß
das Verhältnis der Lasten je beschäftigtem Bergarbei­
ter zu den Leistungen je Leistungsempfänger auf das
Niveau des entsprechenden Verhältnisses in den ande­ (') Entschließung des Rates R/3649/74 .



11 . 3 . 76 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 63/3

Auf seiner Sitzung am 13 . Februar 1975 (*) hat der Rat
zur Verwirklichung der oben erwähnten, den Steinkoh­
lenbergbau der Gemeinschaft betreffenden Ziele fol­
gende Leitlinien gebilligt :
— es müsse für die erforderlichen Investitionen und

die Verfügbarkeit geeigneter Arbeitskräfte Vor­
sorge getroffen werden ;

— es müsse ein stabiler und regelmäßiger Absatz un­
ter zufriedenstellenden wirtschaftlichen Bedingun­
gen und unter Berücksichtigung der Interessen der
Verbraucher gewährleistet werden . Hierbei sei der
Kohlenabsatz besonders an die Stahlindustrie und
die Elektrizitätswirtschaft zu berücksichtigen und
außerdem Maßnahmen zur Bildung von Kohlen­
vorräten zu ergreifen mit dem Ziel , die Auswirkun­
gen von Nachfrageschwankungen auszugleichen
und Versorgungsunterbrechungen zu vermeiden .

Bei d^r Verfolgung dieser Grundsätze ist es aber uner­
läßlicn , daß die zu ergreifenden Maßnahmen den un­
bedingt notwendigen Umfang nicht überschreiten
und von den normalen Regeln des Vertrages nur inso­
weit abweichen , als dies zur Lösung der sich in der
Gemeinschaft stellenden Probleme wirklich unver­
meidlich ist, und daß insbesondere indirekte Beihilfen
an die industriellen Kohlenverbraucher vermieden
werden .

Auf Grund der in den vorstehenden Absätzen darge­
legten Leitlinien für die zu verfolgende Kohlepolitik
muß die Kommission die finanziellen Maßnahmen
der Mitgliedstaaten zugunsten des Steinkohlenberg­
baus vor ihrer Inkraftsetzung darauf prüfen, ob sie zur
Verwirklichung der folgenden Ziele beitragen :
— Stabilisierung der Gesamtförderung der Gemein­

schaft unter zufriedenstellenden wirtschaftlichen
Bedingungen,

— Konzentration der Förderung^auf diejenigen Anla­
gen bzw. Reviere, die über die besten Möglichkei­
ten zur Steigerung ihrer Produktivität verfügen
oder die am geeignetsten erscheinen , zur Versor­
gung spezifischer Kohlenmärkte der Gemeinschaft
beizutragen ,

— Schließung von ertragsschwachen Anlagen unter
Vermeidung schwerer Störungen in den wirtschaft­
lichen und sozialen Verhältnissen der Gebiete, in
denen hinreichende Wiederbeschäftigungsmöglich­
keiten noch nicht gegeben sind .

III

Die Genehmigung der Kommission für die von den
Regierungen beabsichtigten Maßnahmen muß auf der
Grundlage einer genauen und vollständigen Kenntnis
dieser Maßnahmen sowie unter Berücksichtigung ih­
rer wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhänge er­
folgen . Aus diesem Grund muß vorgesehen werden ,
die Mitgliedstaaten im Rahmen von Artikel 47 des
Vertrages zu verpflichten , der Kommission regelmäßig

alle Angaben über die in direkter oder indirekter
Form vorgesehenen Maßnahmen zugunsten des Stein­
kohlenbergbaus zu übermitteln , ebenso wie über die
Gründe und Tragweite dieser Maßnahmen insbeson­
dere im Hinblick auf die Auswirkungen auf die lang­
fristige Entwicklung der Förderung, der Einfuhr und
des Absatzes an Kohle und unter Berücksichtigung
der langfristigen Aussichten für eine sichere Kohlen­
bzw. Energieversorgung.

Es ist ferner notwendig, Kriterien aufzustellen , die
gewährleisten , daß die Beihilfen dem verfolgten
Zweck entsprechen . Aus diesem Grund muß die Mög­
lichkeit ausgeschlossen werden , Beihilfen zu gewäh­
ren , deren relative Bedeutung oder deren Einzelheiten
im Widerspruch zum guten Funktionieren des Ge­
meinsamen Marktes stehen würden, insbesondere
wenn hierbei die Bedingungen für die Förderung, den
Absatz und den innergemeinschaftlichen Austausch
in einer Weise behandelt werden, die dem gemeinsa­
men Interesse zuwiderläuft . Es muß deshalb sicherge­
stellt sein , daß die finanziellen Interventionen der Mit­
gliedstaaten so weit wie möglich
-r- mit den mengenmäßigen Vorausschätzungen eines
jeden Reviers oder Unternehmens kohärent sind,

— den Orientierungen dieser Entscheidung entspre­
chen , und zwar sowohl hinsichtlich der langfristi­
gen Stabilisierung der Förderung unter zufrieden­
stellenden wirtschaftlichen Bedingungen als auch
der Preisbildung für Gemeinschaftskohle im Hin­
blick darauf, indirekte Beihilfen zugunsten der in­
dustriellen Kohleverbraucher zu vermeiden,

— zu dem notwendigen Rationalisierungsfortschritt
beitragen ,

— verhindern , daß schwerwiegende wirtschaftliche
und soziale Störungen in einem Gebiet entstehen,
in dem die Wiederbeschäftigungsmöglichkeiten
noch unzureichend sind .

Die Kommission wird bei der Würdigung der Beihil­
fen nicht nur die auf der Grundlage der Entscheidung
gewährten Beihilfen berücksichtigen, sondern auch
alle anderen finanziellen Maßnahmen zugunsten des
Steinkohlenbergbaus der Gemeinschaft. Soweit die fi­
nanzielle Lage der Unternehmen des Steinkohlenberg­
baus es erfordert, müssen Vorauszahlungen ermöglicht
werden , und zwar auch vor Abschluß des Genehmi­
gungsverfahrens .

IV

Schließlich müssen die verschiedenen Beihilfeformen
definiert werden , für die die Kommission eine vorhe­
rige Genehmigung erteilen kann .
a) Die Stabilisierung der Gesamtförderung in der
Gemeinschaft unter zufriedenstellenden wirtschaft­
lichen Bedingungen wird sich nur dann erreichen
lassen , wenn zusätzliche Förderkapazitäten in
neuen oder bestehenden Schachtanlagen in den
wirtschaftlich günstigen Revieren geschaffen wer­(') Entschließung des Rates R/50.5/75 .
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durch eine Entwicklung in den Unternahmen des
Steinkohlenbergbaus verursacht wurde, die in kei­
nem angemessenen Verhältnis weder zu wirtschaft­
lich zufriedenstellenden Bedingungen noch zu den
Erfordernissen der langfristigen Energieversorgungs­
sicherheit steht.

Das finanzielle Ungleichgewicht eines Unterneh­
mens kann es erforderlich machen, auch Verluste
abzudecken, die bei dem Unternehmen tatsächlich
in den beiden vorhergehenden Jahren entstanden
sind, wenn nachgewiesen wird, daß die Nichtabdek­
kung der Verluste Folgen hätte, die im Wider­
spruch zu den Zielen dieser Entscheidung stehen .

den . Hierfür werden umfangreiche Investitionen
vorgenommen werden müssen , deren Finanzierung
durch Beihilfen erleichtert werden könnte . Zur bes­
seren Transparenz des Beihilfesystems sind die Un­
ternehmen des Steinkohlenbergbaus zu verpflich­
ten , Investitionsbeihilfen auf einem gesonderten
Konto zu verbuchen .

b) Die Stabilisierung der Gesamtförderung erfordert
außerdem Aufwendungen für die Ausbildung und
Stabilisierung des Personalbestands ; es muß ermög­
licht werden , zur Finanzierung solcher Aufwendun­
gen Beihilfen zu genehmigen.

c) Im Interesse einer kontinuierlichen Nutzung der
Förderkapazitäten sowie um die Elastizität des An­
gebots von Gemeinschaftskohle zu erhöhen, er­
scheint es zweckmäßig, den Bergbauunternehmen
die Bildung und Unterhaltung konjunktureller Be­
stände an Kohle und Koks zu erleichtern ; da die
damit verbundenen finanziellen Lasten sehr hoch
werden können, muß es möglich sein, zu diesem
Zweck Beihilfen zu gewähren .

d) Soweit die Steinkohlenproduzenten auf Veranlas­
sung ihrer Regierungen Sicherheitsbestände an
Kohle und Koks zur Erhöhung der Sicherheit der
Energieversorgung halten , müssen die ihnen dabei
entstehenden Lasten durch Beihilfen vermindert
oder erstattet werden können.

e) Zur Sicherung des Absatzes an Gemeinschaftskes­
selkohle an Kraftwerke können besondere Maßnah­
men der Mitgliedstaaten erforderlich werden ; da­
bei muß sichergestellt werden, daß diese Maßnah­
men nicht das Ausmaß übersteigen , das notwendig
ist, um diese Kohle wettbewerbsfähig zu erhalten,
und nicht in einer Form ergriffen werden , die die
Anwendbarkeit dieser Entscheidung beeinträchtigt .

f) Es läßt sich nicht ausschließen, daß die vorstehend
erwähnten Beihilfen für die ertragsschwachen Re­
viere oder Unternehmen nicht ausreichen , um
schwerwiegende wirtschaftliche und soziale Störun­
gen in den Gebieten, in denen noch keine ausrei­
chenden Möglichkeiten für die Wiederbeschäfti­
gung bestehen, zu verhindern oder um zu vermei­
den, daß die Förderung in den anderen Revieren,
die für die langfristige Versorgung wichtig sind,
unter das Niveau absinkt, das in Anbetracht der Si­
cherung der Energieversorgung der Gemeinschaft
als angemessen anzusehen ist . In diesen Fällen
könnten zusätzliche Beihilfen zweckmäßig erschei­
nen, die maximal die Differenz zwischen den vor­
aussichtlichen durchschnittlichen Kosten der Stein­
kohlenförderung und der. erzielbaren durchschnitt­
lichen Erlösen im Voiausschätzungsjahr decken .

Die Kommission kann nach Aussprache mit den
Regierungen der Mitgliedst^iten die Beihilfe für
diejenigen Reviere , die für di ' langfristige Versor­
gung wichtig sind, begrenzen , wenn sie feststellt,
daß die Differenz zwischen Kosten und Erlösen

V

Wegen der gegenwärtig nicht überschaubaren Ent­
wicklung des Steinkohlenbergbaus stellt die der jewei­
ligen Lage angepaßte Anwendung der verschiedenen
Beihilfeformen ein wirksames Mittel dar, um sowohl
die wirtschaftlichen als auch die sozialen Ziele zu er­
reichen , die sich aus den in den Eingangsartikeln des
Vertrages niedergelegten Grundsätzen ergeben .

Die ordnungsgemäße Durchführung dieser Entschei­
dung muß durch Bestimmungen gesichert werden, die
es der Kommission erlauben, ihre Genehmigungsbe­
fugnis wirkungsvoll auszuüben, die Genehmigung an
jede geeignete Auflage zu knüpfen, nachträglich die
notwendigen Kontrollen durchzuführen und die Ge­
nehmigung dann zu widerrufen, wenn diese nicht
mehr gerechtfertigt ist . Die Kommission muß ferner
in der Lage sein, Einspruch gegen Beihilfen zu erhe­
ben, die an Unternehmen gewährt werden , die — ent­
weder in Anwendung ihrer Listenpreise oder im Wege
der Angleichung — Preise praktizieren, die künstlich
niedrig sind und somit das gute Funktionieren des
Gemeinsamen Marktes stören würden . Aus diesem
Grunde muß außerdem die Möglichkeit vorgesehen
werden , daß die vorliegende Entscheidung bei schwer­
wiegenden Versorgungs- oder Marktstörungen oder
bei einer Änderung der grundlegenden wirtschaftli­
chen Bedingungen, die zu ihrem Erlaß geführt haben,
ausgesetzt wird . Die Kommission wird dem Rat im
Jahr 1980 über die Anwendung dieser Entscheidung
berichten .

In Anbetracht der Notwendigkeit, die Energieversor­
gung der Gemeinschaft zu sichern und dem Steinkoh­
lenbergbau dabei die notwendigen Dispositionen zu
ermöglichen, erscheint es zweckmäßig, die Laufzeit
dieser Entscheidung auf zehn Jahre festzusetzen . Um
neu eingetretene Umstände berücksichtigen zu kön­
nen, muß die Möglichkeit vorgesehen werden , nach
Ablauf von fünf Jahren nach dem Inkrafttreten der
Entscheidung auf Veranlassung eines Mitgliedstaats
oder der Kommission diese abzuändern oder aufzuhe­
ben ; hierbei ist das in Artikel 95 Absatz 1 des EGKS­
Vertrags festgelegte Verfahren einzuhalten .
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Demgemäß erläßt die Kommission folgende

ENTSCHEIDUNG :

ABSCHNITT I

Allgemeine Ziele

Artikel 1

Die Kommission ist ermächtigt, unter den nachfolgen­
den Bedingungen finanzielle Maßnahmen der Mit­
gliedstaaten zugunsten des Steinkohlenbergbaus der
Gemeinschaft zu genehmigen, wenn diese Maßnah­
men unter Beachtung der Ziele, die der Rat in seiner
Entschließung vom 17 . Dezember 1974 für die ge­
meinschaftliche Kohlenförderung festgelegt hat, dazu
dienen, die Verwirklichung der folgenden Ziele zu er­
leichtern :

1 . Beibehaltung, Ausweitung oder Rationalisierung
der Förderkapazität der Schachtanlagen bzw. Re­
viere, die unter Beachtung ihrer Lage zu den Ab­
satzmärkten , ihrer Reserven an nachgefragten Qua­

. litäten oder einer möglichen Verbesserung ihrer
Produktivität am geeignetsten erscheinen, langfri­
stig die Versorgung der Gemeinschaft mit Kohle
zur Energiegewinnung und Kokskohle unter zufrie­
denstellenden wirtschaftlichen Bedingungen zu si­
chern ;

2 . weitere Durchführung der Anpassung der Förde­
rung ertragsschwacher Schachtanlagen bzw. Reviere
an die Marktbedingungen, soweit hierdurch nicht
schwere Störungen in den wirtschaftlichen und so­
zialen Verhältnissen der Gebiete entstehen, in de­
nen hinreichende Wiederbeschäftigungsmöglich­
keiten noch nicht gegeben sind .

a) die jeweils geltenden Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften bzw. Änderungen bestehender und
bereits angezeigter Vorschriften,

b) die Höhe der Sozialleistungen, unterschieden
nach ihrer Art, die während des Vorjahres den
im Steinkohlenbergbau Beschäftigten , den ehe­
maligen Beschäftigten und ihren Familienange­
hörigen gewährt wurden, ferner die Anzahl der
Leistungsempfänger sowie die entsprechenden
Angaben für das allgemeine System,

c) die verschiedenen Quellen und die Höhe der
Beträge, die zur Finanzierung der unter Ziffer 2
Buchstabe b) erwähnten Leistungen beigetragen
haben ;

3 . soweit es sich bei den finanziellen Maßnahmen um
solche handelt, die der Abdeckung von Altlasten
der Unternehmen des Steinkohlenbergbaus die­
nen :

a) die Art der Altlasten , die abgedeckt werden sol­
len ,

b) die im Jahr der Beihilfegewährung voraussicht­
liche Höhe der Altlasten,

c) Angaben darüber, ob und inwieweit die Unter­
nehmen Altlasten in die Kosten der laufenden
Förderung eingeordnet bzw. durch Bildung von
Rückstellungen finanzielle Reserven geschaffen
haben mit dem Zweck, die Altlasten selbst abzu­
decken ;

4. die Gründe und die Tragweite der einzelnen Maß­
nahmen sowie alle weiteren Angaben zu ihrer Beur­
teilung nach den Bestimmungen dieser Entschei­
dung und die Nachweise dafür, daß die Maßnah­
men nicht weitergehend sind, als zur Erreichung
der mit ihnen angestrebten Ziele unbedingt erfor­
derlich ist ;

5 . Vorschauen über die voraussichtliche Entwicklung
der Förderung, der Einfuhr und des Absatzes von
Steinkohle und Steinkohlenkoks in Form von Bi­
lanzen , und zwar :

a) für das fünfte Jahr im voraus :
— eine globale Vorschau über Aufkommen
und Absatz von Steinkohle,

b) für ein Jahr im voraus :
— eine Vorschau über Aufkommen und Absatz

von Steinkohle, getrennt für die Absatzbe­
reiche Kokereien , Kraftwerke, sonstige Indu­
strieverbraucher und Hausbrand,

— eine Vorschau über die Kokserzeugung und
den Koksabsatz, getrennt nach Abnehmer­
gruppen ;

6 . Angaben für den Zeitraum von fünf Jahren über
die voraussichtliche Entwicklung der in den Revie­
ren bzw. Unternehmen bestehenden Förderkapazi­
täten sowie über Pläne und Maßnahmen zur Schaf­
fung neuer Schachtanlagen ;

ABSCHNITT II

Verpflichtungen der Mitgliedstaaten

Artikel 2

( 1 ) Beabsichtigt ein Mitgliedstaat, Maßnahmen mit
der Zielsetzung gemäß Artikel 1 zu ergreifen , so hat
er der Kommission spätestens zum 1 . November eines
jeden Jahres, getrennt für die einzelnen Steinkohlenre­
viere bzw. Unternehmen, die folgenden Angaben zu
übermitteln :

1 . alle finanziellen Maßnahmen, die er im Laufe des
folgenden Jahres unmittelbar oder mittelbar zugun­
sten des Steinkohlenbergbaus durchzuführen beab­
sichtigt ;

2 . soweit es sich bei den finanziellen Maßnahmen um
solche auf dem Gebiet der Sozialleistungen im
Steinkohlenbergbau handelt :
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7 . Angaben für ein Jahr im voraus über vorgesehene
Schließungen von Anlagen und Anlagenteilen so­
wie Vorschauen über die Umstrukturierung der be­
troffenen Gebiete bzw. die Wiederbeschäftigung
von freiwerdenden Arbeitskräften im Zusammen­
hang mit den Programmen für die regionale Ent­
wicklung.

(2) Für 1976 haben die Mitteilungen gemäß Absatz
1 spätestens bis zum 30 . Juni 1976 zu erfolgen .

(3) Beabsichtigt ein Mitgliedstaat außer den entspre­
chend Absatz 1 bereits mitgeteilten Maßnahmen wäh­
rend des Kalenderjahres zusätzliche finanzielle Maß­
nahmen zu ergreifen oder bestehende Maßnahmen zu
ändern , so hat er dies so rechtzeitg der Kommission
mitzuteilen , daß die Kommission die in Aussicht ge­
nommenen Maßnahmen prüfen und sich gemäß den
nachstehend vorgesehenen Verfahren dazu äußern
kann .

ABSCHNITT III

Prüfungs- und Genehmigungsverfahren

Artikel 3

( 1 ) Die Kommission prüft die Vereinbarkeit aller
von den Mitgliedstaaten zugunsten des Steinkohlen­
bergbaus beabsichtigten Maßnahmen mit dem guten
Funktionieren des gemeinsamen Kohlenmarktes an
Hand der folgenden Kriterien :
1 . Kohärenz der für die einzelnen Reviere bzw. Unter­
nehmen aufgestellten mengenmäßigen Vorschauen
im Rahmen der Gesamtversorgung der Gemein­
schaft mit Kohle und Koks ;

2 . Beachtung des innergemeinschaftlichen Austau­
sches und der Wettbewerbslage zwischen den Stein­
kohlenproduzenten der Gemeinschaft ;

3 . Zweckmäßigkeit der von den Regierungen beab­
sichtigten finanziellen Maßnahmen unter Beach­
tung der Ziele dieser Entscheidung, der Preisgestal­
tung für Gemeinschaftskohle, soweit diese durch
die Höhe von Beihilfen beeinflußt wird, unter
Wahrung des Grundsatzes, daß die Beihilfen nicht
höher sein dürfen , als unbedingt erforderlich ist,
und nicht zu indirekten Beihilfen der industriellen
Verbraucher führen ;

4. Fortschritte bei der Anpassung und Entwicklung
der Förderkapazitäten und der Rationalisierung der
Anlagen mit der höchsten Produktivität unter
Beachtung ihrer Lage zu den Absatzmärkten und
der Reserven an nachgefragten Kohlenqualitäten ;

5 . Vermeidung schwerer wirtschaftlicher und sozialer
Störungen, die durch Schließungen ertragsschwa­
cher Anlagen in einem Gebiet hervorgerufen wer­
den, in dem die Wiederbeschäftigungsmöglichkei­
ten noch unzureichend sind .

(2) Die Kommission berücksichtigt bei der Prüfung
gemäß den Kriterien in Absatz 1 nicht nur diejenigen

Beihilfen , die auf der Grundlage dieser Entscheidung
gewährt werden können, sondern auch alle anderen
finanziellen Maßnahmen zugunsten des Steinkohlen­
bergbaus der Gemeinschaft . Sie wird dabei darauf ach­
ten , daß die Beihilfen und finanziellen Maßnahmen
nicht zu dem im Vertrag festgelegten Prinzip der
Nichtdiskriminierung in Widerspruch stehen .

Artikel 4

( 1 ) Staatliche Maßnahmen zur Finanzierung der So­
zialleistungen sind als mit dem Gemeinsamen Markt
vereinbar anzusehen, soweit sie bewirken , daß für die
Unternehmen des Steinkohlenbergbaus das Verhältnis
der Lasten je beschäftigten Bergarbeiter zu den Lei­
stungen je Leistungsempfänger auf das Niveau des ent­
sprechenden Verhältnisses in den anderen Industrien
zurückgeht.

(2) Die Regierungen der Mitgliedstaaten haben der
Kommission die erforderlichen Grunddaten und die
Einzelheiten der Berechnungen zu den in Absatz 1
genannten Verhältnissen zwischen den Lasten und
den Leistungen vorzulegen .

Artikel 5

( 1 ) Staatliche Maßnahmen an die Unternehmen zur
Abdeckung von Lasten , die aus der Schließung von
Schachtanlagen herrühren und die nicht im Zusam­
menhang mit der laufenden Kohlenförderung bzw.
dem Kohlenabsatz stehen, sind als mit dem Gemeinsa­
men Markt vereinbar anzusehen, insoweit sie nicht
über diese Lasten (Altlasten) hinausgehen . Gedeckt
werden können :

1 . Aufwendungen, die ausschließlich bei den Unter­
nehmen entstanden sind, bei denen Schließungen
durchgeführt werden oder durchgeführt wurden ,
und zwar ausschließlich :

a) Lasten zur Zahlung von Sozialleistungen, soweit
sie auf die Pensionierung von Beschäftigten vor
Erreichung des gesetzlichen Pensionsalters zu­
rückzuführen sind,

b) andere außergewöhnliche Aufwendungen, so­
weit sie auf die Auflösung von Arbeitsverhältnis­
sen als Folge von Stillegungen zurückzuführen
sind,

c) Gewährung von Pensionszahlungen und Abfin­
dungen außerhalb der gesetzlichen Versiche­
rung an infolge von Schließungen ausgeschie­
dene Beschäftigte sowie an die vor Stillegung
Anspruchsberechtigten ,

d) Lieferungen von Deputatkohle an die infolge
von Stillegungen ausgeschiedenen Beschäftigten
sowie an die vor Stillegung Bezugsberechtigten ,

e) verbleibende steuerliche Belastungen ,
f) durch Stillegungen verursachte zusätzliche
Sicherheitsarbeiten unter Tage ,
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(4) Falls die finanzielle Lage der Unternehmen die
Zahlung von Vorschüssen auf die beabsichtigten finan­
ziellen Maßnahmen vor Abschluß des Genehmigungs­
verfahrens unerläßlich macht, sind diese als solche zu
bezeichnen und dürfen nur unter einem ausdrückli­
chen Rückforderungsvorbehalt geleistet werden .

g) Bergschäden , insofern sie auf früher in Betrieb
befindliche Schachtanlagen zurückzuführen
sind ,

h) verbleibende Lasten aus Beiträgen zu Verbän­
den, die der Wasserversorgung und der Abwas­
serbeseitigung dienen ,

i) sonstige verbleibende Lasten der Wasserversor­
gung und der Abwasserbeseitigung,

j ) verbleibende Lasten aus der Krankenversorgung
ehemaliger Bergarbeiter,

k) außerordentliche Substanzverluste, soweit sie
durch Schließungen von Schachtanlagen verur­
sacht werden , und zwar in den Fällen , in denen
die Abdeckung dieser außerordentlichen Verlu­
ste für den Weiterbestand des Unternehmens
unbedingt erforderlich ist ;

2 . Aufwendungen, die bei mehreren Unternehmen
entstehen :

a) Erhöhung der Beiträge zur Deckung der Sozialla­
sten außerhalb des gesetzlichen Systems, soweit
sie auf eine Verminderung der Anzahl der Bei­
tragspflichtigen infolge von Stillegungen zurück­
zuführen ist,

b) durch Stillegungen verursachte Aufwendungen
für die Wasserversorgung und Abwasserbeseiti­
gung,

c) Erhöhung der Beiträge zu Verbänden , die der
Wasserversorgung und der Abwasserbeseitigung
dienen, insoweit diese Erhöhung auf einem
Rückgang der beitragspflichtigen Steinkohlen­
förderung nach Stillegung beruht.

(2) Die Maßnahme kann als pauschale Beihilfe ge­
währt werden , die die tatsächlichen Altlasten nicht
überschreitet .

(3) Die Regierungen der Mitgliedstaaten haben der
Kommission die erforderlichen Grunddaten und die
Einzelheiten der Berechnungen über das Verhältnis
zwischen den tatsächlichen gesamten Altlasten der
Unternehmen und der beabsichtigten Maßnahme
mitzuteilen .

Artikel 6

( 1 ) Die Kommission kann nach Anhörung des Ra­
tes die in den nachstehenden Artikeln 7 bis 12 vorge­
sehenen Beihilfen genehmigen , sofern sie feststellt ,
daß diese den Bestimmungen des Artikels 3 entspre­
chen .

(2) Zu allen anderen Beihilfen und finanziellen
Maßnahmen , insbesondere zu den in den Artikeln 4
und 5 genannten , äußert sich die Kommission , soweit
sie unter die Verträge fallen , gemäß den Verfahren
und Regeln der Verträge .

(3) Die Mitgliedstaaten dürfen die in Absatz 1 ge­
nannten Beihilfen nicht ohne vorherige Genehmi­
gung der Kommission gewähren .

ABSCHNITT IV

Beihilfen der Mitgliedstaaten

Artikel 7

( 1 ) Genehmigungsfähig sind staatliche Beihilfen,
die der Erhaltung oder Ausweitung der Förderkapazitä­
ten in wirtschaftlich günstigen Revieren dienen .

(2) Genehmigungsfähig sind staatliche Beihilfen ,
die im Rahmen der Rationalisierung oder der Anpas­
sung der Unternehmen an die Bedingungen des Koh­
lemarktes dazu bestimmt sind, zur Verbesserung der
Wirtschaftlichkeit oder der Grubensicherheit in beste­
henden Bergwerken beizutragen .

(3) Beihilfen nach den Absätzen 1 und 2 können
für einzelne Investitionsprojekte , für Investitionspro­
gramme oder zur Erprobung technisch neuer Ausrü­
stungen unter folgenden Bedingungen gewährt wer­
den :

1 . Die Investitionsprojekte bzw. -programme sollen
zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit bzw. der
Grubensicherheit beitragen ; die Regierungen ha­
ben hierfür den Nachweis zu erbringen .

2 . Investitionsprojekte bzw. -programme, die der Ver­
besserung der Wirtschaftlichkeit dienen, sollen
hauptsächlich zu folgendem beitragen :
a) zur Konzentration von Schachtanlagen ,
b) zur verstärkten Mechanisierung und Automati­
sierung des Kohlenabbaus bzw. des Untertagebe­
triebs,

c) zur Veredelung der Steinkohle .
3 . Investitionen, die der Erprobung technisch neuer
Ausrüstungen dienen , sollen dazu beitragen , die
praktische Anwendung neuer technischer Erkennt­
nisse im Steinkohlenbergbau zu beschleunigen und
zu erleichtern .

(4) Die Unternehmen des Steinkohlenbergbaus
sind verpflichtet, empfangene Investitionsbeihilfen auf
einem Sonderkonto zu verbuchen .

(5) Soweit es sich um Investitionsprogramme han­
delt, sind der Kommission ferner mindestens einmal
jährlich für die einzelnen Projekte des Programms, de­
ren Durchführung beschlossen wurde , die damit ver­
folgten Zwecke , die darauf entfallenden Investitions­
summen sowie die entsprechenden Beihilfebeträge
anzuzeigen .
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Sicherheitsbestände an die öffentliche Hand zurückge­
zahlt wird .

(6) In den Fällen, in denen die beantragten Beihil­
fen Investitionen betreffen, die bereits durch Maßnah­
men im Rahmen der Artikel 54 und 55 des EGKS­
Vertrags begünstigt sind, sind die damit verbundenen
Vorteile für jedes Projekt gesondert auszuweisen .

Artikel 8

Genehmigungsfähig sind staatliche Beihilfen , die dazu
bestimmt sind, die auf die Unternehmen entfallende
Finanzierung von Aufwendungen für die unbedingt
notwendige Einstellung, Ausbildung, Anpassung und
Stabilität des Personals zu erleichtern .

Artikel 9

( 1 ) Genehmigungsfähig sind Beihilfen zur Bildung
und Unterhaltung außerordentlicher Haldenbestände,
um die Elastizität des Angebots von Gemeinschafts­
kohle im Hinblick auf eine bessere Anpassung an die
konjunkturellen Schwankungen der Nachfrage zu er­
höhen .

(2) Als beihilfefähig gelten nur die Haldenbestände
an marktgängiger Kohle und marktgängigem Koks,
die den Produzenten gehören oder von den Produzen­
ten unmittelbar oder mittelbar finanziert oder gelagert
werden und zusammen ein Zwölftel der Jahresförde­
rung eines Reviers bzw. Unternehmens übersteigen .
Bei der Ermittlung der konjunkturellen Haldenbe­
stände bleiben die gemäß Artikel 10 gegebenenfalls
gehaltenen Sicherheitsbestände außer Betracht .

(3) Die Beihilfe darf höchsten^ die Lagerhaltungsko­
sten einschließlich der Abschreibungen für die unter
Absatz 2 genannten Mengen decken, jedoch keine
Bewertungsabschläge .

(4) Die Beihilfe ist jeweils für ein Jahr im voraus in
festen Beträgen je Tonne, getrennt für Kokskohle , son­
stige Kohle und Koks, festzulegen ; ihre rechnerische
Ermittlung ist auszuweisen .

Artikel 10

Genehmigungsfähig sind Beihilfen zur Bildung und
Unterhaltung langfristiger Sicherheitsbestände an
Kohle und Koks, die den Produzenten gehören oder
die von den Produzenten unmittelbar oder mittelbar
finanziert und bei der Zeche oder beim Verbraucher
gelagert wurden und der Erhöhung der Sicherheit der
Kohlenversorgung im Falle von Unterbrechungen der
Energieversorgung dienen, soweit diese Bestände auf
Veranlassung der Regierung des betreffenden Mitglied­
staats angelegt werden . Die dafür gewährte Beihilfe
kann die reinen Lagerhaltungskosten , Abschreibungen
und Bewertungsabschläge abdecken . Außer diesen Auf­
wendungen kann der in den Sicherheitsbeständen ge­
bundene Kapitalbetrag von der öffentlichen Hand den
verpflichteten Unternehmen erstattet werden , wenn
sichergestellt ist, daß der Betrag bei Auflösung der

Artikel 11

( 1 ) Genehmigungsfähig sind besondere Beihilfen
der Mitgliedstaaten , die darauf gerichtet sind, Gemein­
khaftskesselkohle, die in Kraftwerken verfeuert wird,
zu begünstigen , um den Absatz von Kesselkohle in
diesem Absatzbereich langfristig zu stabilisieren .

(2) Die in Absatz 1 vorgesehenen Maßnahmen dür­
fen nur in einer Form ergriffen werden, die sich in
den Rahmen aller anderen Beihilfen einordnen läßt
und die die Anwendbarkeit dieser Entscheidung nicht
beeinträchtigt .

Artikel 12

( 1 ) Genehmigungsfähig ist neben den im Rahmen
von Artikel 7 bis 11 festgelegten Beihilfen eine zusätz­
liche Beihilfe, insoweit erwiesen ist,

1 . daß in Revieren mit ertragsschwachen Anlagen die
Anpassung der Höhe der Förderung an die vom
Markt bestimmten Bedingungen schwere wirtschaft­
liche und soziale Störungen in einem Gebiet her­
vorrufen würde, in dem noch keine ausreichenden
Wiederbeschäftigungsmöglichkeiten bestehen, oder

2. daß in den ertragsstarken Revieren bzw. in den Re­
vieren , deren Förderung für die Versorgung spezifi­
scher Märkte notwendig ist, die Produktionskapazi­
tät, die langfristig erforderlich ist, um die Energie­
versorgung der Gemeinschaft zu gewährleisten,
ohne diese Beihilfe nicht aufrechterhalten werden
kann .

(2) Die Beihilfe nach Absatz 1 erster Unterabsatz
darf nur gewährt werden ,

1 . wenn die Schließung von Schachtanlagen und die
Freisetzung von Arbeitskräften voraussehbar sind ;

2 . soweit sie für einzelne Reviere bzw. Unternehmen
höchstens die Differenz zwischen den vorhersehba­
ren durchschnittlichen Kosten der Steinkohlen­
förderung und den durchschnittlich erzielbaren Er­
lösen im folgenden Kalenderjahr (Kohlenwirt­
schaftsjahr) deckt ;

3 . wenn sie in einem einheitlichen Betrag je Tonne
Förderung für jedes Revier bzw. Unternehmen ge­
trennt berechnet ist ;

4 . wenn sie der Höhe nach durch Vorlage von Anga­
ben über die durchschnittlichen Selbstkosten und
Erlöse für einen möglichst nahe zurückliegenden
Zeitraum begründet ist.

(3) Die Beihilfe nach Absatz 1 zweiter Unterabsatz
unterliegt hinsichtlich der Bemessung der Beihilfe­
höhe denselben Kriterien , die in Absatz 2 zweiter bis
vierter Unterabsatz festgelegt sind, jedoch mit der Ein­
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Artikel 14

( 1 ) Die Kommission kann, um sicherzustellen , daß
die von ihr genehmigten Beihilfen ausschließlich den .
in den Artikeln 7 bis 12 dieser Entscheidung genann­
ten Zwecken entsprechen,

1 . ihre Genehmigung an jede geeignete Bedingung
knüpfen,

2 . für die begünstigten Unternehmen das in Artikel
60 des EGKS-Vertrags vorgesehene Angleichungs­
recht begrenzen und sie zur Einhaltung von Min­
destpreisen verpflichten . Bei Zuwiderhandlungen
finden die Vorschriften des Artikels 64 des EGKS­
Vertrags Anwendung.

(2) Die Kommission kann bei den Unternehmen
geeignete Kontrollen durchführen .

(3) Die Kommission widerruft die Genehmigung
von Beihilfen oder ändert sie , wenn sie feststellt, daß
die Beihilfe nicht mehr den in den Artikeln 7 bis 12

dieser Entscheidung vorgesehenen Bedingungen ent­
spricht oder daß die tatsächlichen Folgen dieser Bei­
hilfe bzw. ihrer Verwendung zu den für ihre Genehmi­
gung geforderten Bedingungen im Widerspruch ste­
hen . Der betreffende Mitgliedstaat hat innerhalb der
von der Kommission vorgeschriebenen Fristen die
Entscheidung über den Widerruf der Genehmigung
oder über die Änderung ihres Inhalts zu befolgen .

schränkung, daß die Kommission eine Obergrenze
festlegen kann, wenn sie feststellt, daß die Differenz
zwischen den vorhersehbaren durchschnittlichen Ko­
sten der Steinkohlenförderung und den durchschnitt­
lich erzielbaren Erlösen im folgenden Kalenderjahr
(Kohlenwirtschaftsjahr) durch eine Entwicklung in
den Unternehmen des Steinkohlenbergbaus verur­
sacht wurde, die in keinem angemessenen Verhältnis
weder zu den wirtschaftlich zufriedenstellenden Bedin­
gungen noch zu den Erfordernissen der langfristigen
Energieversorgungssicherheit steht.

(4) Die sich aus der Gewährung von Beihilfen nach
den vorstehenden Artikeln 4 und 5 sowie 7 bis 11 er­
gebenden Kostenentlastungen sind bei der Berech­
nung der Förderkosten bzw. Betriebsverluste der Gru­
benbetriebe zu berücksichtigen .

Die Förderkosten können verbrauchsbedingte Ab­
schreibungen und eine angemessene Verzinsung des
betriebsnotwendigen Kapitals umfassen .

(5) Bei der Bemessung der Beihilfehöhe sind die
im Rahmen der Entscheidung Nr. 73/287/EGKS für
Kokskohle und Koks gewährten Beihilfen in Ansatz
zu bringen und auszuweisen .

(6) Für den Fall , daß die Aufrechterhaltung einer
Förderung aus einem der in Absatz 1 dieses Artikels
genannten Umstände unerläßlich ist, diese jedoch we­
gen eines finanziellen Ungleichgewichts der Unterneh­
men in Frage gestellt wäre, kann ausnahmsweise ne­
ben den Möglichkeiten nach Absatz 2 bzw. 3 eine Bei­
hilfe genehmigt werden , die sich darauf beschränkt,
eine noch nicht gedeckte Differenz zwischen den Ko­
sten und Erlösen der Steinkohlenförderung für höch­
stens die beiden vorausgegangenen Jahre zu decken .
In diesem Fall ist durch Vorlage von Unterlagen für
die Rechnungsperiode, in der die Verluste entstanden
sind, ein Nachweis entsprechend den Bestimmungen
der vorstehenden Absätze zu erbringen . Es ist ferner
anzugeben, inwieweit solche Verluste zwischenzeitlich
durch andere staatliche Maßnahmen vermindert wur­
den .

ABSCHNITT V

Artikel 15

Stellt die Kommission auf Antrag eines Mitgliedstaats
oder aus eigener Initiative fest, daß

1 . bei der Anwendung dieser Entscheidung schwere
Störungen auf dem gemeinsamen Kohlenmarkt
oder Schwierigkeiten drohen, die sich in der Ver­
schlechterung der allgemeinen Energieversorgungs­
lage oder einer regionalen Wirtschaftslage äußern
könnten , oder

2. fühlbare Änderungen in den Bedingungen oder
dem Umfang der innergemeinschaftlichen Aus­
tauschströme auf dem Kohlemarkt eintreten , wo­
durch die wirtschaftlichen Verhältnisse, die die
Grundlage für den Erlaß dieser Entscheidung wa­
ren , verändert werden ,

so kann die Kommission die Anwendung dieser Ent­
scheidung nach Anhörung der Betroffenen ganz oder
teilweise aussetzen . Sie berichtet darüber sofort dem
Rat.

Unabhängig von den Bestimmungen der Unterabsätze
1 und 2 unterbreitet die Kommission dem Rat im
Laufe des Jahres 1980 einen Bericht über die bei der
Anwendung dieser Entscheidung gesammelten Erfah­
rungen und die dabei aufgetretenen Probleme.

Allgemeine und Schlußbestimmungen

Artikel 13

Bei der Beurteilung der Frage, ob die von den Mit­
gliedstaaten beabsichtigten finanziellen Maßnahmen
mit dem reibungslosen Funktionieren des Gemeinsa­
men Marktes vereinbar sind , wird die Kommission
auch die nach der Entscheidung Nr. 73/287/EGKS
vom 25 . Juli 1973 genehmigungsfähigen Beihilfen be­
rücksichtigen .
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Artikel 16

Die Kommission berichtet dem Rat in regelmäßigen
Zeitabständen über die Anwendung dieser Entschei­
dung.

Artikel 17

Die Kommission ergreift nach Anhörung des Rates
alle zur Anwendung dieser Entscheidung erforderli­
chen Maßnahmen .

Artikel 18

( 1 ) Diese Entscheidung tritt am 1 . Januar 1976 in
Kraft . Sie tritt mit Ablauf des 31 . Dezember 1985
außer Kraft.

(2) Nach Ablauf von fünf Jahren nach dem Inkraft­
treten der Entscheidung kann diese nach dem in Arti­
kel 95 Absatz 1 EGKS-Vertrag festgelegten Verfahren
auf Veranlassung eines Mitgliedstaats oder der Kom­
mission abgeändert oder aufgehoben werden, wenn
neu eingetretene Umstände dies erfordern .

Diese Entscheidung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 25 . Februar 1976

Für die Kommission

Der Vizepräsident
Christopher SOAMES


